
der genossenschaftlichen Arbeit beseitigt werden, so 
wird in der Regel die Mitwirkung des Landwirtschafts­
rates im Verfahren oder ein entsprechender Hinweis an 
ihn genügen. Komplizierter wird es jedoch dann, wenn 
das Gericht feststellt, daß innergenossenschaftliche Nor­
men mit vermögensrechtlichen Auswirkungen gegen 
Musterstatut oder Musterbetriebsordnung verstoßen 
und aus diesem Grunde der Rechtsstreit zuungunsten 
der LPG zu entscheiden ist. Eine solche Feststellung 
muß Anlaß sein, ausgehend vom gerichtlichen Verfah­
ren sowie unter Beachtung der spezifischen Verant­
wortlichkeit der Organe und ihrer kameradschaftlichen 
Zusammenarbeit, Maßnahmen zur Überwindung des 
Widerspruchs zwischen innergenossenschaftlicher Re­
gelung und LPG-Recht zu ergreifen. Der Landwirt­
schaftsrat wird prüfen müssen, ob auch in anderen 
LPGs gleichartige oder ähnliche Normen bestehen, de­
ren Beseitigung im Interesse der einheitlichen Anwen­
dung des LPG-Rechts und der Rechtssicherheit drin­
gend geboten ist.
Die einheitliche Rechtsanwendung ist jedoch nicht da­
durch zu erreichen, daß etwa formal der Wortlaut der 
innergenossenschaftlichen Regelungen mit dem Wort­
laut einzelner Bestimmungen des Musterstatuts oder 
der Musterbetriebsordnung verglichen wird. Das ist 
schon deshalb nicht möglich, weil gerade diese gesetz­
lichen Bestimmungen davon ausgehen, daß die Genos­
senschaften bei der Ausarbeitung ihrer speziellen in­
nergenossenschaftlichen Statuten und Ordnungen die 
Erfahrungen und Erkenntnisse der Mitglieder der LPG 
berücksichtigen und verwerten. Es ist vielmehr erfor­
derlich, gemeinsam mit den Genossenschaftsmitgliedern 
nach Lösungen zu suchen, die auf den Grundsätzen des 
LPG-Rechts beruhen und zur Entwicklung und Festi­

gung des sozialistischen Rechtsbewußtseins der Mit­
glieder führen.
Die Tatsache, daß das gerichtliche Verfahren nicht nur 
den Einzelfall löst, sondern sich auf die Gestaltung der 
Produktions- und Lebensverhältnisse in vielen LPGs 
auswirken kann, erhöht die Verantwortung des Ge­
richts für eine qualifizierte Durchführung und Aus­
wertung des Verfahrens. Das muß auch bei Verglei­
chen, Anerkenntnisurteilen oder Empfehlungen für 
außergerichtliche Regelungen berücksichtigt werden. 
Auch hierbei ist es erforderlich, von den Grundsätzen 
des LPG-Rechts und deren unabdingbaren Bestimmun­
gen auszugehen und Schlußfolgerungen für die Durch­
setzung der sozialistischen Gesetzlichkeit und die Ver­
besserung der Rechtspflege zu ziehen.
Schließlich gibt es Rechtsstreitigkeiten, die zwar nicht 
vor Gericht kommen, trotzdem aber Fragen betreffen, 
die in den Kompetenzbereich der Gerichte fallen, sowie 
Streitigkeiten, deren Klärung ausschließlich der LPG 
oder dem Landwirtschaftsrat zukommt, bei denen aber 
komplizierte Fragen der Schuld, des Kausalzusammen­
hanges usw. zu prüfen sind. Auch in diesen Fällen ist 
im Interesse einer einheitlichen Entwicklung des sozia­
listischen Rechts eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Gericht und Landwirtschaftsrat notwendig.
Die planmäßige und zielstrebige Zusammenarbeit sollte 
mit Hilfe der bei den Kreis- und Bezirkslandwirt­
schaftsräten gebildeten Aktivs für Agrarrecht organi­
siert werden. Mit Unterstützung dieser Aktivs können 
die Gerichte maßgeblich zur Lösung der gemeinsamen 
Aufgaben beitragen, ohne in Vielgeschäftigkeit zu ver­
fallen und ohne daß die Zusammenarbeit zu einer 
Verwischung der Verantwortlichkeit beider Organe 
führt.
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Rechtsfragen der Leitung der Arbeit in den LPGs

Ein wichtiges Element der Intensivierung der landwirt­
schaftlichen Produktion, des planmäßigen Übergangs 
zu industriemäßigen Produktionsmethoden1 * S. und dem­
entsprechend des neuen ökonomischen Systems der Pla­
nung und Leitung in der Landwirtschaft ist die auf eine 
exakte, rationelle Arbeitsorganisation in Verbindung 
mit einer festen Arbeitsdisziplin gerichtete wissen­
schaftliche Leitung der Produktionskollektive der LPGs. 
Dabei kommt der Leitung der Brigaden besondere Be­
deutung zu. Wirksame ökonomische Beziehungen zwi­
schen LPG-Vorstand und Brigaden sowie zwischen den 
Brigaden der Feld- und der Viehwirtschaft erfordern 
eine neue Qualität der Einzelleitung und der Mitwir­
kung der Mitglieder an der Leitung der Brigade.
Die mit der Leitung der genossenschaftlichen Arbeit im 
Zusammenhang stehenden Rechtsfragen beanspruchen 
auch die Aufmerksamkeit der Mitarbeiter der Rechts­
pflegeorgane. Zwar sind nach § 3 Abs. 1 GVG, § 28 LPG- 
Ges. Streitigkeiten über Leitungsfragen dem Rechtsweg 
entzogen; jedoch können hinter gerichtlich geltend ge­
machten vermögensrechtlichen Ansprüchen Leitungs­
probleme stecken (z. B. Schadenersatzforderung einer 
Genossenschaft mit mangelhafter Arbeitsorganisation), 
auf die die Gerichte im Urteil oder in der Gerichtskritik 
eingehen müssen. Oft noch ungenutzte Möglichkeiten 
einer Unterstützung der LPGs durch die Gerichte liegen
1 W. Ulbricht. Probleme des Perspektivplanes bis 1970 (Refe­
rat auf der 11. Tagung des Zentralkomitees der SED), Berlin 
1966, S. 74.

in einer engen Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Volksvertretungen und Landwirtschaftsräten, in der 
Erteilung von Rechtsauskünften, in der Arbeit mit den 
Schöffen und Schiedskommissionen sowie in der mas­
senpolitischen Tätigkeit. Die notwendige Verbesserung 
der Qualität dieser Arbeit hängt wesentlich von einer 
systematischen Vertiefung der LPG-Rechtskenntnisse 
der Richter ab.2

Zur Bedeutung der Arbeitsordnungen der LPGs
Die Leitung der Arbeit in guten LPGs zeichnet sich 
durch eine exakte Festlegung der Rechte und Pflichten 
der Leiter und Mitglieder im Zusammenhang mit der 
breiten Durchsetzung der materiellen Interessiertheit 
und Verantwortlichkeit und des sozialistischen Wett­
bewerbs aus. Umgekehrt sind Mängel auf diesem Ge­
biet eine wichtige Ursache für die ungenügende Aus­
nutzung der Produktionsreserven in schlechten LPGs. 
Mit dem Übergang zur vorwiegend ökonomischen Lei­
tung der Landwirtschaft, der Weiterentwicklung der 
genossenschaftlichen Vergütungssysteme und der Ent­
wicklung ökonomischer Beziehungen zwischen Vorstand 
und Produktionskollektiven und dieser untereinander 
ist festzustellen, daß die Brigaden, stimuliert durch das 
materielle Interesse, auf konkrete, klare Festlegung der 
Verantwortung der Leiter und Mitglieder drängen. Die
2 Dieser Forderung wird m. E. von BaumannAVolff. „Die Wei­
terbildung der Mitarbeiter der Justizorgane bis 1970“, NJ 1965
S. 731 ff., nicht genügend Rechnung getragen.
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